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GENERALSEKRETÄR

Donauraum – Chancenraum

Die Donau ist der längste Strom Europas 
und �ießt von der Quelle im Schwarzwald 
bis zur Mündung ins Schwarze Meer durch 
zehn Staaten � durch mehr als jeder andere 
Fluss auf der Erde. Die Donau durchquert 
unterschiedliche Kulturkreise und Natur-
räume, und auch ihre politische Bedeutung 
steigt seit dem Fall des Eisernen Vorhangs 
stetig an, verbindet der internationale Fluss 
doch Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union mit Staaten, die der Union beitreten 
möchten. 
Zur Stärkung der Städte und Gemeinden am 
Westbalkan und in Moldawien hat das von 
der ADA �nanzierte Förderprogramm des 
Städtebundes �Building Administrative 
Capacities in the Danube Region� (BACID) 
bereits wichtige Impulse gesetzt. Nun geht es 
mit dem Nachfolgeprogramm BACID II mit 
Schwerpunkten zu Dezentralisierung und 
Budgettransparenz bis 2020 weiter.  
Denn eines steht fest: Die Zukunft des 
Westbalkans, des Donauraums, aber auch  
der EU, hängt von starken Städten und 
Kommunen ab, die Lösungsansätze für 
globale Herausforderungen von Migration 
über Sicherheit bis Umweltschutz und  
Klima bieten.

�omas Weninger,
Generalsekretär Österreichischer Städtebund
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PRÄSIDENT

Starke Städte als  
Zukunft Europas 

Als neu gewählter Präsident des 
Österreichischen Städtebundes freue ich mich 

über die ehrenvolle Aufgabe, eine Stimme  
für die Anliegen von Städten und  
Kommunen in Österreich zu sein. 

Immer mehr Menschen leben, arbeiten  
und verbringen ihre Freizeit in Städten. 
Urbane Zentren fördern Beschäftigung, 
Wirtschaftswachstum und Innovation.  

Und Städte sind es auch, die als Triebfedern 
der europäischen Entwicklung gelten und die 

Zukunft aktiv mitgestalten. 
Der Blick über die Grenzen ist dabei essenziell. 

Unsere zentrale Lage im Donauraum und  
in der Europäischen Union kann � gerade 

während Österreichs EU-Ratspräsidentschaft 
2018 � als Auftrag gesehen werden, Netzwerke 

zu spannen und gemeinsame Interessen zu 
stärken. Die EU-Donauraumstrategie 

EUSDR, das Städtebund-Programm BACID 
sowie zahlreiche andere Aktivitäten und 

Kooperationen im Donauraum sind  
wichtige Bausteine auf dem Weg zu einem 

friedlichen, demokratischen und Völker 
verbindenden Europa. 

Michael Ludwig,
Präsident Österreichischer Städtebund
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Photovoltaik-Strom ef�zienter nutzen

Die Innovationsinitiative act4.energy initiiert im Südburgenland eine Ener-
gie-Musterregion, die sich als Vorbild für die gesamte EU etablieren soll. 
Das Projekt, an dem sich zehn Gemeinden wie die Stadtgemeinde Ober-
wart oder die Marktgemeinde Stegersbach beteiligen, wird vom BMVIT 
und von der Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft unter-
stützt. Bereits jetzt gibt es in der Gegend eine gut entwickelte Photo
voltaik-Szene sowie bereits etablierte Forschungs- und Entwicklungs
vorhaben. Diese Synergie-Effekte sollen bestmöglich genutzt werden. 
Das Innovationslabor act4.energy beschäftigt sich mit den Themen-
schwerpunkten Energieverbrauchsoptimierung und Energie-Stabilität im 
Bereich Photovoltaik. Die Initiative nimmt vor allem das Problem der feh-
lenden Ef�zienz in Angriff. Die Nutzung von Photovoltaikstrom soll künftig 
durch den Einsatz von Speichern und digitalen Energiesystemen wesent-
lich verbessert werden. Ef�ziente Speichertechnologien sollen entwickelt 
und wirtschaftlich integriert werden, was eine Entlastung der Netze zur 
Folge hätte, wie act4.energy-Initiator Andreas Schneemann erklärt.  
Er weist zudem auf neue Möglichkeiten der Kombination mit Technologien 
wie Energie-Apps oder der Blockchain hin. Alle interessierten Unterneh-
men und Institutionen seien eingeladen, sich hier einzubringen.
Auch Photovoltaik-Austria-Präsident Hans Kronberger wies im Rahmen 
einer Pressekonferenz darauf hin, dass eine Energiewende, bei der 
Primärenergieträger einfach ausgetauscht werden, zum Scheitern ver
urteilt sei. Vielmehr bauche es innovative und zukunftsfähige Energie
versorgungsstrukturen, um eine sozial verträgliche, ökologisch verant
wortungsvolle sowie sichere und unabhängige Energieversorgung zu 
gewährleisten. Die Initiative sei eine Botschaft weit über die Grenzen  
des Landes hinaus.

Jetzt erschienen: �Österreichs Städte in Zahlen 2017�

Österreichs Städte und Stadtregionen wachsen stark, das erfordert 
eine nachhaltige Planung, valide Daten sind dafür unerlässlich. 
Bereits seit 1950 wird �Österreichs Städte in Zahlen� als Nachschla-
gewerk vom Österreichischen Städtebund herausgegeben. Die Daten 
stammen von der Statistik Austria sowie aus der Online-Erhebung un-
ter den Bundesländern und Mitgliedsstädten des Österreichischen 
Städtebundes und wurden vom KDZ � Zentrum für Verwaltungs
forschung aufbereitet.
Erstmals ist es gelungen, Daten von den Bundesländern, die die 
Städte betreffen, zu verarbeiten. Jedoch gibt es noch einige Daten
lücken die in Zukunft geschlossen werden müssen, wie etwa im 
Sozialbereich, Bildungsbereich, hier in der Nachmittags- und Kinder-
betreuung, im Kulturbereich, im Bereich öffentlicher Personennahver-
kehr, Freizeit und Umwelt.
Im Zeitraum 2011 bis 2017 verzeichnen österreichische Städte ein 
Bevölkerungswachstum, das sich durchschnittlich mit 4,4 Prozent be-
ziffern lässt. Eisenstadt (+ 9,4 Prozent), Linz (+ 6,9 Prozent), Graz  
(+ 8,5 Prozent), Innsbruck (+ 10,5 Prozent) und Wien (+ 8,9 Prozent), 
sind die Städte mit der kräftigsten Bevölkerungsentwicklung. Hinge-
gen entwickelten sich Klagenfurt (+ 5,6 Prozent), Salzburg (+ 4,9 Pro-
zent) und Bregenz (hier als Bezirk: + 4,9 Prozent) leicht über dem ös-
terreichischen Durchschnitt. Die Prognose 2017 bis 2030 lässt einen 
gesamtösterreichischen Bevölkerungszuwachs in den Städten von  
5,0 Prozent erwarten. Besonders einschneidend werden die Städte 
Graz (+ 14,1 Prozent), Innsbruck (+ 14,4 Prozent) und Wien  
(+ 11,2 Prozent) wachsen, hingegen wird sich die Dynamik in 
Eisenstadt (+ 8,4 Prozent), St. Pölten (+ 2,7 Prozent) und Salzburg  
(+ 2,8 Prozent) abschwächen.
Die Publikation �Österreichs Städte in Zahlen� steht ab sofort als 
Download unter https://www.staedtebund.gv.at/services/
publikationen/staedte-in-zahlen/staedte-in-zahlen-details/artikel/
oesterreichs-staedte-in-zahlen-2017 zur Verfügung. 
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Oberösterreichischer Städtebund fordert Reformen

Im Rahmen des oberösterreichischen Städtetages trafen die Bürgermeiste-
rInnen der 40 Mitgliedergemeinden in Engerwitzdorf zusammen. Thema war 
vor allem die �nanzielle Situation der Städte und Gemeinden und die Tatsa-
che, dass immer mehr Aufgaben auf die kommunale Ebene übertragen wer-
den, die �nanziellen Mittel aber im Gegenzug weniger werden. 
Klaus Luger, Bürgermeister der Stadt Linz und Obmann des oberösterreichi-
schen Städtebundes, fand dazu deutliche Worte: �Wir sind die absoluten 
Verlierer im bundesweiten und im oberösterreichischen Finanzausgleich. 
Hier sind Reformen notwendig, sonst droht der Kollaps.� 
Laut Luger bleibe immer weniger Geld für die großen kommunalen Aufga-
ben wie Kinderbetreuung, Altenp�ege, Mindestsicherung, Straßenbau und 
Schulerhaltung. Konnten Gemeinden im Jahr 2001 noch über 60 Prozent 
ihrer Einnahmen verfügen, sind es im Jahr 2018 nur noch 48 Prozent. Der 
Rest �nde sich aufgrund zahlreicher Umlagen im Budget der Landesregie-
rung wieder. Besonders kritisch blicken Oberösterreichs Städte und Ge-
meinden auf die noch immer unzureichenden Maßnahmen zur Gegen�nan-
zierung des P�egeregresses. Im Bereich P�ege könnten die ohnehin schon 
hohen Kosten nochmals um 30 bis 40 Prozent ansteigen.
Der oberösterreichische Städtebund fordert daher eine klare Kompetenzver-
teilung und eine auf den genauen Zuständigkeiten beruhende Zuweisung 

aus den Steuereinnahmen. Laut Luger könnte etwa die Zuständigkeit für 
Kinderbetreuung ganz an die Kommunen übertragen werden. Die Kosten  
für die Krankenanstalten sollten im Gegenzug beim Land bleiben, was in  
der Steiermark bereits der Fall ist. Zudem fordert der oberösterreichische 
Städtebund weniger, aber einheitliche und transparente Umlagen im 
inneroberösterreichischen Finanzausgleich. 

Andreas Rabl (FP), Klaus Luger (SP) und Thomas Weninger 
(Österreichischer Städtebund)
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Kommunaler „Fuhrpark-Check“:

Ausfallrisiken minimieren, 
Fuhrpark-/Maschinenleistungen 
optimieren!
Der kommunale Fuhrpark steht oft 
nicht im Fokus der Tagespolitik, wird 
aber für die umfangreichen Instandset-
zungs- und P�egearbeiten ö�entlicher 
Infrastrukturen beständig benötigt. 
Die Zielsetzung bestmöglicher E�zi-
enz und Eigenwirtschaftlichkeit wird 
in zunehmenden Maße eingefordert.
Um die technisch notwendigen Ver-
fügbarkeiten und Einsatzsicherheiten 
nachhaltig zu unterstützen, bedarf es 
u.a. auch der Evaluierung von mögli-
chen Ausfallrisiken zur Vermeidung 
von „teuren Ersatzmieten“ oder „unge-

planten, kurzfristigen Fremdvergaben“.
Um diesen „Not-Situationen“ best-
möglich aus dem Weg zu gehen, wurde 
von HKB-HRIBAR der rasche, unab-
hängige und praxisorientierte „Fuhr-
park-Check“ für Gemeinden entwi-
ckelt, wodurch der Fuhrparkstatus 
(Zustand) und kurz- und mittelfristig 
absehbare Ausfallrisiken erfasst und 
durch aussagekräftige Einzel- und Ge-
samtbeurteilung sichtbar gemacht wer-
den.
Wer die Fuhrpark-Schwachstellen 
frühzeitig erkennt kann präventiv und 

mit geeigneten Abhilfemaßnahmen 
zeitgerecht gegensteuern!
Ordern Sie den Fuhrpark-Check bis 
Ende Juni 2018 zum attraktiven Ein-
führungsangebot. 

WEITERE INFOS: 
www.hkb-hribar.at
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Wir begrüßen zwei neue Mitglieder
Der Österreichische Städtebund freut sich, die Gemeinden Grafenwörth und Michelhausen 
herzlich willkommen zu heißen. Der Aufnahmebeschluss des Hauptausschusses wird im Rahmen 
des 68. Städtetages in Feldkirch gefasst werden.

Grafenwörth 
Die sechs am Wagram: Die Marktgemeinde Grafenwörth besteht aus den Orten Grafenwörth, Jettsdorf, St. Johann, Seebarn, Feuers-
brunn und Wagram am Wagram. Die 3.619 EinwohnerInnen zählende Marktgemeinde liegt im niederösterreichischen Bezirk Tulln west-
lich von Wien an einem Mündungsarm des Kamp in die Donau und wurde bereits im Jahr 1210 erstmals als �Grafenwerd� urkundlich 
erwähnt. Die Gemeinde Grafenwörth beeindruckt durch ihre Naturräume, ist Ursprung exzellenter Weine und überrascht mit kultureller 
Vielfalt. Bekannt ist Grafenwörth auch für das Renaissanceschloss Seebarn am Wagram aus der Mitte des 16. Jahrhunderts, für das 
Heimatmuseum, für sein Engagement in der Kulturwirtschaft Grafenegg sowie für seine Weinberge, Kellergassen und Auen. Grafen-
wörth setzt stark auf die Förderung des Wirtschaftsstandortes sowie auf soziale Inklusion. Für Wirtschaft und Gewerbetreibende bietet 
die Region den Wirtschaftspark Wagramland. Zahlreiche Betriebsansiedlungen konnten hier viele Arbeitsplätze schaffen und sichern.

Michelhausen 
Auch die Marktgemeinde Michelhausen liegt im niederösterreichischen  Bezirk Tulln. Die Gemeinde am Südrand des Tullnerfeldes wird 
landwirtschaftlich zum Mostviertel gezählt. In den insgesamt acht Ortschaften (Atzelsdorf, Michelhausen, Michelndorf, Mitterndorf, 
Pixendorf, Rust im Tullnerfeld, Spital und Streithofen) der Marktgemeinde leben etwa 3.600 Menschen. Wie zahlreiche Funde belegen, 
wurde das heutige Gemeindegebiet bereits in der Stein- und Bronzezeit sowie von Römern besiedelt. Die urkundliche Erwähnung er-
folgte erstmals im Jahr 834. Bekanntester Sohn der Marktgemeinde ist zweifelsohne der ehemalige Bundeskanzler und Außenminister 
Leopold Figl, dem ein eigenes Museum im Ortsteil Rust gewidmet ist. Sehenswert sind weiters das Heimatmuseum, die barocke Pfarr-
kirche Michelhausen sowie die nach dem Zweiten Weltkrieg erbaute Pfarrkirche Rust.

6 � ÖGZ 06/2018

'
 F

ot
os

: G
ra

fe
nw

ör
th

, b
y 

Ro
be

rt 
He

ilin
ge

r

STÄDTEBUND AKTUELL

OeGZ_6_2018_korr.indd   6 29.05.18   09:41



Icons im öffentlichen Raum

Um Aktivitäten sowie Nutzungsbedürfnisse von Menschen im öffent
lichen Raum schnell und einfach erfassen zu können, nutzt die Stadt 
Wien künftig �Aktivitäten-Icons� zur Visualisierung. Die Icons wurden 
vom Institut für Landschaftsarchitektur der Universität für Bodenkultur 
im Auftrag der Stadt Wien/MA 18 erarbeitet. Im Vordergrund standen 
die Visualisierung der Aktivitäten sowie deren nachvollziehbare Ord-
nung, die für Planungszwecke herangezogen werden kann. 
Die vom Team der BOKU Wien erarbeiteten Icons gliedern sich in die 
drei Ebenen Aktivitäten, Raum�gur sowie Raumqualitäten und Aus-
stattung, dabei sind die unterschiedlichen Kategorien farblich vonein-
ander abgegrenzt. Die Icons sind leicht verständlich, haben hohen 
Wiedererkennungswert und eignen sich gut zur Illustration des öffent-
lichen Raumes. 
Die Aktivitäten-Icons stehen für Mitglieder des Österreichischen 
Städtebundes nach Login auf unserer Website unter  
https://www.staedtebund.gv.at/services/tools/ zur Verfügung.

Seit März dieses Jahres ist Katharina Kunz im Österreichischen 
Städtebund für die ÖGZ Österreichische Gemeinde-Zeitung zuständig. 
Die neue Chefredakteurin kann auf eine umfassende und vielfältige 
Erfahrung als Journalistin, Autorin und Che�n vom Dienst verweisen und 
freut sich, nun im Wiener Rathaus und bei urbanen Themen angekommen 
zu sein. 
Kürzlich wurde die Wienerin für ihren Artikel �Wenn einem mit  
100 ein Glas hinunterfällt kauft man keines mehr nach� mit einem 
JournalistInnenaward ausgezeichnet. 
In redaktionellen Belangen ist Katharina Kunz telefonisch unter 
01/4000-89983 bzw. via E-Mail unter katharina.kunz@staedtebund.gv.at 
erreichbar. 
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Projekt Neuland: 

Die Zukunft 
beginnt im  
LINZ AG HAFEN
Das Hafenviertel zählt zu den spannendsten 
Entwicklungsarealen des Linzer Stadtgebietes 
und ist von entscheidender Bedeutung für die 
gesamte Wirtschaftsregion Linz.

Um die Zukunft des Standortes abzusichern wurde 2014 ein 
Masterplan präsentiert und darauf aufbauend das �Projekt 
Neuland� ins Leben gerufen. Neben der Expansion des 
LINZ AG HAFENS in Richtung Logistik & Dienstleistung 
ist auch eine architektonische Aufwertung des Stadtteils mit-
tels verschiedener Neubauten geplant. Ziel ist eine städte-
bauliche Entwicklung, verbunden mit der teilweisen Nut-
zung des Hafengebietes durch die Bevölkerung. Mittels rich-
tungsweisender Architektur sind Betriebsgelände und ö�ent-

licher Raum zur gleichen Zeit am selben Ort möglich. Diese 
doppelte Nutzung ist für Linz einzigartig und verleiht dem 
Hafen einen unverwechselbaren Charakter. Mit dem Projekt 
Neuland entwickelt sich das gesamte Areal in den kommen-
den Jahren zu einem lebendigen, urbanen Tre�punkt von 
Ö�entlichkeit, Freizeit, Gewerbe und Industrie. 

MEHR INFOS UNTER: 
www.hafenlinz-neuland.at

Hafenturm und Hafenportal bilden  
das Zentrum des neuen Hafenviertels.
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Equal Pension Day 2018 

Der Equal Pension Day markiert jenen Tag, an dem Männer bereits so viel 
Pension erhalten haben, wie Frauen erst bis zum Jahresende erreicht haben 
werden. Dieser Tag fällt heuer auf den 28. Juli. Damit wurde im Vergleich 
zum Vorjahr ein Tag gewonnen. Der Equal Pension Day wird in Österreich 
seit dem Jahr 2015 von der Statistikabteilung der MA 23 und der MA 57 
der Stadt Wien berechnet. Erfreulich ist, dass in allen Bundesländern im 
Vergleich zum Vorjahr, wenn auch nur geringe, Verbesserungen verzeichnet 
wurden. Im Jahr 2017 gab es in Kärnten, Salzburg und Tirol eine Ver-

schlechterung. Die drei Bundesländer be�nden sich nun wieder auf dem 
Stand des Jahres 2016. Letztplatziert ist Vorarlberg, wo der Equal Pension 
Day auf den 5. Juli fällt. Besonders positiv ist die Entwicklung in Wien und 
im Burgenland, wo man sich um sechs bzw. fünf Tage im Vergleich zum 
Jahr 2015 verbessern konnte. Auf Platz drei folgt Niederösterreich mit einer 
Verbesserung um drei Tage. Wien und Kärnten sind die einzigen Bundes
länder, die über dem österreichweiten Durchschnitt liegen, in Wien beträgt 
der Vorsprung immerhin einen Monat (27. August.).

Jänner Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember

Am 28. Juli haben österreichweit Männer jene Summe an Pension erhalten, die Frauen für das ganze Jahr zu erwarten haben.

Bei beiden Initiativen ist ein Unterschied zwischen 
ländlichem und urbanem Raum ersichtlich. Insbe-
sondere das Frauenvolksbegehren fand in größeren 

Städten deutlich mehr Zuspruch. Vier von zehn Unter-
schriften kamen aus Wien, Graz, Linz, Salzburg, Innsbruck 
und Klagenfurt. Insgesamt unterstützten 5,5 Prozent der 

StadtbewohnerInnen das Frauenvolksbegehren, während es 
am Land lediglich 2,6 Prozent waren. Österreichweit 
schnitt das Frauenvolksbegehren im Wiener Bezirk Neubau 
am besten ab. Allgemein war in Wien die Zustimmung zu 
beiden Volksbegehren in den Innenbezirken deutlich grö-
ßer als in den Flächenbezirken Donaustadt, Floridsdorf, 
Favoriten und Simmering.
Beim Nichtrauchervolksbegehren ist der Unterschied zwi-
schen Stadt und Land geringer, aber ebenfalls ersichtlich: 
10,3 Prozent der StadtbewohnerInnen unterzeichneten das 
Volksbegehren, bei der Landbevölkerung waren es 7,6 Pro-
zent.
Die Eintragungswoche für beide Volksbegehren wurde nun 
mit 1. bis 8. Oktober festgelegt.

Stadt-Land-Gefälle  
bei Volksbegehren
Sowohl das Volksbegehren für ein Rauchverbot in der Gastronomie als auch das Volksbegehren 
für Geschlechtergerechtigkeit nahmen die Hürde von 100.000 Unterschriften problemlos und 
müssen vom Nationalrat behandelt werden. Das �Don�t Smoke�-Volksbegehren war mit mehr als 
590.000 Unterstützungserklärungen äußerst erfolgreich, an die 247.000 ÖsterreicherInnen 
unterschrieben das Frauenvolksbegehren.

Zusammenhalt-Sujet des Frauenvolksbegehrens. Die Anliegen 
kamen in Städten besser an als im ländlichen Raum.
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KOMMUNALNEWS

Zusammenhalt fördert Lebensqualität und Wachstum.
Infrastruktur entwickeln und die Region als Wirtschaftsstandort   
aus bauen ist das Ziel. Die Größe einer Gemeinde gestalten � mit unserer 
lang jährigen Erfahrung in der Finanzierung von Gemeindeprojekten.

Mitten im Leben. Mitten im Business. 
www.bawagpsk.com/�rmenkunden

DIE GRÖSSE 
DER KLEINEN.

KOMMUNAL- 

MESSE

27./28.9.2018

IN DORNBIRN
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OB-Barometer 2018 

Bereits zum vierten Mal präsentierte das Deutsche Institut für Urbanistik 
(Difu) unterstützt durch den Deutschen Städtetag sowie den Deutschen 
Städte- und Gemeindebund das Ergebnis ihres Oberbürgermeister-Barome-
ters (�OB-Barometer�). Im Rahmen der groß angelegten Studie gaben die 
OberbürgermeisterInnen der deutschen Städte ab 50.000 EinwohnerInnen 
ihre Einschätzungen zu kommunalpolitischen Themen ab.
Das Ergebnis zeigt, dass die Integration von MigrantInnen und Flüchtlingen 
als die derzeit größte Herausforderung für Städte angesehen wird. Das 
Thema ist jedoch nicht mehr so dominant wie in den letzten Jahren, Digitali-
sierung und Mobilität gewinnen an Brisanz. Auch den Themen leistbarer 
Wohnraum sowie kommunale Finanzen wird große Wichtigkeit beige
messen.

Digitalisierung und Mobilität als Themen der Zukunft
Nach Einschätzung der befragten OberbürgermeisterInnen werden sich 
Städte in den kommenden Jahren vor allem mit den Themen Digitalisierung 

und Mobilität intensiv beschäftigen müssen, gefolgt von Integration und 
Haushaltskonsolidierung. Nachholbedarf seitens des Gesetzgebers sieht 
man vor allem in den Bereichen Finanzen und Verkehr/Infrastruktur, aber 
auch bei Bildung und Wohnen.
Die Antworten der OberbürgermeisterInnen �elen unabhängig von der Größe 
der jeweiligen Städte ähnlich aus, auffällig ist jedoch, dass das Thema 
Wohnbau gerade in Großstädten als Herausforderung gesehen wird, wäh-
rend in kleineren Städten die Handlungsfelder Integration und Digitalisierung 
als zukunftsweisender eingeschätzt werden.

Verfassungswidrige Grundsteuer
Das deutsche Bundesverfassungsgericht kippt die Einheitsbewertung für die Bemessung der 
Grundsteuer. Der Aufbau des österreichischen Systems ist ähnlich.

Das deutsche Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe er-
klärte die bestehende Rechtslage in den �alten� Bun-
desländern Deutschlands bezüglich der Bewertung 

von Grundvermögen für verfassungswidrig. Die Bewertung 
des Grundvermögens nach dem Bewertungsgesetz bildet die 
Basis für die Bemessungsgrundlage der Grundsteuer. Das zu-
grundeliegende Bewertungsgesetz sieht eine Wertfeststellung 
in regelmäßigen Abständen vor, welche jedoch seit 1964 
nicht mehr erfolgte. Dies führte zwangsläu�g zu großen Un-
terschieden zwischen den Einheitswerten der Grundstücke 
und deren tatsächlichem Verkehrswert. Dieses Bewertungsre-
gime ist laut Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts 
mit dem Gleichheitssatz nicht zu vereinbaren und war daher 
als verfassungswidrig aufzuheben.
Die umfassende Ungleichbehandlung von Grundvermögen 
aufgrund dieses dysfunktionalen Systems kann nicht durch 
Verwaltungsvereinfachungen und Einsparungen gerechtfer-
tigt werden, auch wenn diese durchaus beachtlich sind. Das 
Bundesverfassungsgericht stellte klar, dass eine Pauschalie-
rung durch Einheitswerte sowie eine Auseinanderentwick-
lung von Einheitswerten und Verkehrswerten an sich verfas-
sungsrechtlich nicht bedenklich seien. Das vom deutschen 

Gesetzgeber gescha�ene System führe jedoch zwangsläu�g 
zu massiven Ungleichheiten. Der Richtersenat gab dem Ge-
setzgeber im Zuge des Urteils bis 31. Dezember 2019 Zeit, 
eine Neuregelung zu erlassen. Auch danach dürfen die der-
zeitigen Bewertungsregeln noch bis 31. Dezember 2024 fort-
wirken. 
Das Bundesverfassungsgericht begründete diese ungewöhn-
lich lange Frist mit dem außergewöhnlichen Umsetzungsauf-
wand im Hinblick auf Zeit und Personal seitens der Finanz-
verwaltung. Zudem würden eine zu abrupte Aufhebung und 
der damit verbundene Wegfall an Einnahmen aus der 
Grundsteuer zahlreiche Gemeinden in �nanzielle Schwierig-
keiten bringen. 
Das Urteil des deutschen Bundesverfassungsgerichts könnte 
auch in Österreich eine Debatte bezüglich der Berechnung 
der Grundsteuer zur Folge haben, denn auch hierzulande er-
folgt die Feststellung der Bemessungsgrundlage auf Basis von 
Einheitswerten. Zwar erfolgte die Hauptfeststellung bezüg-
lich land- und forstwirtschaftlichen Vermögens mit 1. Jänner 
2014. Für Grundvermögen und dazugehörige Betriebs-
grundstücke ist jedoch auch weiterhin der Hauptfeststel-
lungsstichtag vom 1. Jänner 1973 maßgeblich.
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Der HAFEN WIEN  
bringt Güter auf Kurs. 
Mit dem Hafen Wien gehört eine der wichtigsten  
Logistikdrehscheiben der Stadt zur Wien Holding. 
Hier werden Güter aller Art über die Straße, die 
Bahn und das Schiff in beliebiger Kombination um-
geschlagen. Der Hafen Wien ist ein starker Motor  
für Wiens Wirtschaft.

www.wienholding.at
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Donauraumstrategie (EUSDR)

Städte und Städtekooperationen 
im Donauraum
Wie können österreichische Städte Vorteile aus der EU-Donauraumstrategie ziehen  
bzw. selbst die Strategie mitgestalten?
Otto Schwetz, Donauraum-Beauftragter des Österreichischen Städtebundes

Die EU-Strategie für den Donauraum (EUSDR) ist in 
einer entscheidenden Phase: Wichtige Ergebnisse soll-
ten vorgezeigt werden, während kritische Stimmen an 

der E�zienz der Strategie zweifeln. Es gilt, den betro�enen 
EntscheidungsträgerInnen, aber auch der interessierten Öf-
fentlichkeit, die Inhalte und Möglichkeiten der EUSDR 
wieder näherzubringen und die Donauraumstrategie allen 
�schmackhaft� zu machen. Schließlich heißt es Donau-
RAUMstrategie, die Mitgliedstaaten sind in ihrer Gesamt-
heit erfasst und es handelt sich (außer in Teilbereichen) nicht 
um eine Donaustrategie für den namensgebenden Strom.

Donauraum-Strategie und Städte
Mit mehr als 116 Millionen EinwohnerInnen gilt der 
Donauraum als Eckpfeiler der europäischen Gesamtentwick-
lung und trägt damit wesentlich zur Zukunftsfähigkeit und 
Stabilität Europas bei. Zugleich steht die riesige Region vor 
allem durch ihre signi�kanten Unterschiede in Bezug auf De-
mogra�e und Wirtschaft vor großen Herausforderungen.
Die meisten Anrainerstaaten der Donau sind Mitglieder der 
Europäischen Union, weshalb die Europäische Kommission 
nach einem o�ziellen Ersuchen des Europäischen Rates die 
Strategie der Europäischen Union für den Donauraum ins 
Leben gerufen hat, um die Zusammenarbeit zu fördern.
Nicht nur, weil die städtische Bevölkerung stetig zunimmt, 
spielen Städte eine wichtige Rolle bei der Bewältigung von 
sozialen, ökologischen und ökonomischen Herausforderun-
gen. Als Zentren wirtschaftlicher Macht und �inktanks für 
Innovation gelten sie als die Triebfedern der europäischen 
Entwicklung.
Die städtische Dimension in der makroregionalen Strategie 
für den Donauraum wird durch die Mitglieder des österrei-
chischen Städtebundes illustriert, die in der gesamten Region 
als Lead-Partner wahrgenommen werden und im Hinblick 
auf moderne Verwaltungsstrukturen und die Förderung der 
Zivilgesellschaft eine wichtige Rolle spielen.

Breite Palette an Herausforderungen
Eines der Kernprobleme ist der Mangel an Wissen über die 
Existenz der makroregionalen Strategien in der Europäischen 
Gesellschaft. Ein weiteres Erschwernis sind die erheblichen 
Unterschiede etwa bei der wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Entwicklung in der Region und ihren Städten. Das Feh-
len exklusiver Finanzierungsmittel für die speziellen Ziele der 
EUSDR wurde zuletzt durch die Scha�ung des Danube 
Transnational Programms im Rahmen von Interreg etwas ver-
bessert.
Derzeit leben etwa 72 Prozent aller EuropäerInnen in einer 
städtischen Umwelt, dieser Prozentsatz wird voraussichtlich 
bis 2050 auf rund 80 Prozent steigen. Städte sind als Hot-
spots als erste mit gesellschaftlichen Veränderungen konfron-
tiert und stehen vor immer größeren Herausforderungen in 
Bezug auf Fragen wie Umwelt, Verkehr und sozialen Zusam-
menhalt. 
Mit dem Trend zu Regionalisierung und Verstädterung haben 
sich Governance und Politikgestaltung über verschiedene 
Schichten ausgebreitet. Das illustriert der Multi-Level-Gover-
nance-Ansatz, der dem Subsidiaritätsprinzip Rechnung trägt, 
welches eines der Kernprinzipien der Entscheidungs�ndungs-
prozesse der Europäischen Union ist.
Daher ist alles dazu beizutragen, die Umsetzbarkeit der Stra-
tegie für alle Beteiligten zu erleichtern. Hier kommt den 
Städten und Städtekooperationen eine wichtige Rolle zu, so-
wohl als Empfänger der Lösungsansätze als auch als deren 
Gestalter. 

Die EUSDR
Die �Strategie der Europäischen Union für den Donauraum� 
konzentriert sich auf die territoriale Zusammenarbeit und 
Entwicklung im Donauraum, sie ist als Brücke zwischen al-
ten und neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
auch zwischen der EU und ihren potenziellen künftigen Mit-
gliedern im westlichen Balkan geplant.
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Für Johannes Hahn, früherer EU-Kommissar für Regional
politik, bietet die Strategie �neue Möglichkeiten des Erfah-
rungsaustauschs, der Zusammenarbeit und des gegenseitigen 
Lernens, vor allem aber eine neue Dynamik in den Bemü-
hungen um eine wohlhabendere Zukunft und bessere Le-
bensbedingungen für die Menschen in der gesamten Region�. 
Die EUSDR bietet viele Chancen, beinhaltet aber auch Her-
ausforderungen. Ohne die notwendige institutionelle und ad-
ministrative Leistungsfähigkeit (institutional capacity) wird es 
keinen Erfolg geben.
Was eine Makroregion darstellt, de�niert die Europäische 
Kommission so: �Eine makroregionale Strategie ist ein integ-
rierter Rahmen, der vom Europäischen Rat gebilligt wird und 
unter anderem von den europäischen Struktur- und Investiti-
onsfonds unterstützt werden kann, um gemeinsamen Heraus-
forderungen zu begegnen, denen ein de�niertes geographisches 
Gebiet im Zusammenhang mit den Mitgliedstaaten gegen-
übersteht und Drittländer, die sich im gleichen geographischen 
Gebiet be�nden und somit von einer verstärkten Zusammen-
arbeit pro�tieren, die zur Verwirklichung des wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalts beiträgt.�
Derzeit gibt es vier makroregionale Strategien: Die �Baltic Sea 
Strategy�, die �Adriatic and Ionian Region Strategy�, die 
�Alpine Region Strategy� und die �Danube Region Strategy�. 
Die Donauraumstrategie umfasst 14 Staaten, die zehn Ufer-
staaten der Donau und die dem Donauraum zugeordneten 
vier weiteren Länder, die zur Donau hin entwässern und da-
her dem Wasserraum zuzuordnen sind.

Three No’s
Die EK formulierte drei Prinzipien der Strategie: Keine 
neuen Gesetze, keine neuen Strukturen, kein neues Geld 
(neue Fonds).
Die EG verfügt nicht über die Kapazitäten und das lokale 
Wissen, um die Strategie direkt zu managen, daher überneh-
men die bestehenden Organisationen und Institutionen den 
Umsetzungsprozess in den Regionen. Das bedeutet nicht, 
dass es überhaupt keine Governance-Struktur gibt: Eine 
hochrangige Gruppe von Mitgliedstaaten unter dem EU-Rat 
überwacht die Fortschritte des Aktionsplans und die Durch-
führung der zwölf prioritären Bereiche, die von den Priority-
Areas-KoordinatorInnen der nationalen Institutionen koordi-
niert werden.
Die KoordinatorInnen fördern die Zusammenarbeit inner-
halb der gesamten Makroregion und berichten an die EK, die 
ihrerseits der Gruppe des EU-Rates Bericht erstattet.
Neben den VertreterInnen der Mitgliedstaaten und der EK 
sind die bestehenden Organisationen und Netzwerke in den 

Steering Committees der PAs vertreten. Im Falle der PA 10, 
die für die Städte besonders relevant ist, sind dies der Öster-
reichische Städtebund, der Rat der Donaustädte und -Regio-
nen (RDSR), die ARGE Donauländer u. a.
Das Prinzip �kein neues Geld� bedeutet, dass die EUSDR als 
integrierter Rahmen hauptsächlich von den europäischen 
Struktur- und Investitionsfonds ESIF unterstützt wird. Unter 
dem Dach der ESIF arbeiten fünf Hauptfonds zusammen, 
um die wirtschaftliche Entwicklung in der gesamten Europä-
ischen Union im Einklang mit den Zielen der Strategie Eu-
ropa 2020 zu unterstützen:

»» European Regional Development Fund (ERDF)

»» European Social Fund (ESF)

»» Cohesion Fund (CF)

»» European Agricultural Fund for Rural Development 
(EAFRD)

»» European Maritime and Fisheries Fund (EMFF)

Was aber vollständig fehlt, ist ein auf die Städte und städti-
schen Agglomerationen ausgerichteter Fonds, somit fehlen 
Finanzierungsmöglichkeiten speziell für Städte. Dazu sind die 
Projektvorschläge insbesondere für Städte viel zu detailliert 
und kompliziert. Um die vorhandenen Mittel e�zient nutzen 
zu können, ist eine gute Zusammenarbeit speziell der Städte 
erforderlich. Mit seiner o�enen Governance-Struktur bietet 
die EUSDR eine neue Form der Kooperation, die die Maß-
nahmen aller nationalen, regionalen und lokalen AkteurIn-
nen in der Region auf die gleichen festgelegten Prioritäten 
ausrichten will. Der Austausch von Know-how über Fonds in 
einem multinationalen Kontext ist dabei von entscheidender 
Bedeutung. �Der Strategie geht es nicht um Finanzierung, es 
geht um eine engere Zusammenarbeit!� und �Die Strategie 
bedeutet mehr Sichtbarkeit für konkrete Projektleistungen: 
Es ist die Notwendigkeit konkreter Projektergebnisse, um er-
folgreich zu sein und für die Bürger und Entscheidungsträger 
des Donauraums sichtbar gemacht zu werden�.

Zwölf Priority Areas
Die zwölf Priority Areas sind auch für die kommunalen Ver-
waltungen von Bedeutung, dabei muss die Befassung der je-
weiligen PAs von den Städten ausgehen, da jeder Schwer-
punktbereich auch städtische �emen beinhaltet. Mobilität 
(PA 1a und 1b) befasst sich etwa auch mit der �Urban mobi-
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Makroregionale Strategien und innovative Methoden der Kooperation

Lernen vom Norden?
Beinahe zehn Jahre sind vergangen, seit die EU-Strategie für den Ostseeraum (EUSBSR)  
von den Regierungschefs der EU verabschiedet worden ist. Kann diese neue Form der 
Kooperation anderen Regionen als Vorbild dienen?
Jörg Mirtl, Interact-Programm

Die EU-Strategie für den Ostseeraum ist mithin die äl-
teste der vier makroregionalen Strategien und kann 
als Modell für die anderen Strategien betrachtet wer-

den. Noch viel mehr als diese drei anderen Strategien kann 
die EUSBSR auf eine lange Geschichte der regionalen Ko-
operation und Integration zurückblicken. Anlässlich der Ver-
abschiedung der EUSBSR im Jahr 2009 stellte der damalige 
EU-Kommissar für Regionalpolitik Johannes Hahn fest, dass 
es sich um eine neue Form der Kooperation handle, die auch 
anderen Regionen als Vorbild dienen könne. Ist dies wirklich 
der Fall?

Ein Raum der Kooperation
Für die intensive Kooperation im Ostseeraum waren und 
sind im Wesentlichen bereits seit den 1950er-Jahren regio-
nale internationale sowie intergouvernementale Organisatio-
nen verantwortlich, die � anders als etwa im Donauraum � 
auch im Governance-System der EUSBSR eine Rolle inne-
haben. Hier sei der Nordische Rat bzw. Nordische Minister-
rat genannt, der in der EUSBSR für die Bereiche Innovation 
und Bioökonomie zuständig ist. Dasselbe gilt für den Ost-
seerat � eine internationale Organisation, die in der 

EUSBSR die Bereiche Nachbarschaftspolitik, Sicherheit und 
Klimaschutz koordiniert. Dies tri�t ebenso für die Organisa-
tionen HELCOM (Umweltschutz) oder VASAB (Raumpla-
nung) zu. Der Bereich Gesundheit wird seitens des Northern 
Dimension Partnership in Public Health and Social Well-
Being koordiniert, einer Organisation, die sich im Rahmen 
der Northern Dimension der Zusammenarbeit der EU mit 
Russland, Norwegen und Island widmet. Diese internationa-
len und intergouvernementalen Organisationen arbeiten da-
bei eng mit den Mitgliedstaaten zusammen. Eine ähnlich 
enge Ver�echtung weist auch der subnationale Bereich auf. 
So sind etwa die Gemeinden des Ostseeraumes in der Baltic 
Sea States Sub-Regional Cooperation (BSSSC) organisiert, 
die Städte in der Union of Baltic Cities (UBC). Die Liste 
ließe sich noch lange weiterführen, etwa mit Arbeitnehmer- 
und -geberverbänden, ParlamentarierInnen, NGOs etc.
Die Au�istung zeigt, dass sich die EUSBSR bereits auf eine 
relativ stark integrierte Makroregion stützen konnte und in 
gewisser Weise als Krönung bereits seit Jahrzehnten beste-
hender Strukturen erachtet werden kann. Es wurden auch 
die bestehenden EU-Strukturen zusehends an die Strategie 
angepasst. Dies gilt nicht nur für das transnationale Interreg-

Das EUSBSR-Flaggschiffprojekt EMMA organisierte 
eine Forschungscontainerschifffahrt entlang der 
Weichsel von Danzig nach Warschau. 
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Ostseeprogramm; auch die wesentlichen nationalen EU-
Fonds (etwa Regional-, Sozial-, Landwirtschafts- und Fische-
reifonds) bildeten transnationale Gremien, um ein koordi-
niertes Vorgehen voranzutreiben.

Vergleich mit anderen Makroregionen
Auf den ersten Blick teilt der Ostseeraum einige Aspekte mit 
der zweiten ins Leben gerufenen makroregionalen Strategie, 
der EU-Strategie für den Donauraum (EUSDR). Beide Ma-
kroregionen waren durch den Eisernen Vorhang geteilt, 
beide �gurierten zuvor über Jahrhunderte als Zankapfel von 
Großmächten. Die ökonomischen � und nicht nur die öko-
nomischen � Diskrepanzen zwischen Ost und West sind al-
lerdings im Donauraum ungleich größer.1 Hinzukommt, 
dass der Ostseeraum nicht nur die Staaten umfasst, die in al-
len gängigen Statistiken die beste Verwaltungskapazität auf-
weisen, sondern auch neue Mitgliedstaaten, welche die post-
kommunistische Transformation ungleich besser bewältigt 
haben als etwa die Staaten Südosteuropas. Die Verwaltungs-
kapazität ist unerlässlich für das Funktionieren von makro
regionalen Strategien, die letztlich auf das Wohlwollen der 
teilnehmenden Staaten angewiesen sind. In dieser Hinsicht 
scheinen die Erfolgsaussichten der Strategie für den Alpen-
raum (EUSALP) auch größer zu sein als jene der EU-Strate-
gie für den Adriatisch-Ionischen Raum (EUSAIR). In allen 
drei neueren Strategien spielen internationale Organisatio-
nen wie etwa die Alpenkonvention, die Adriatisch-Ionische 
Initiative, der Regionale Kooperationsrat oder die Zentraleu-
ropäische Initiative eine geringere Rolle, als dies im Ostsee-
raum der Fall ist. Im Donauraum haben allerdings Donau-
kommission (Schi�fahrt) und die IKSD (Internationale 
Kommission zum Schutz der Donau) mehr Gewicht, letztere 
vor allem bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie der 
EU.

Kooperation mit Drittstaaten
Ein wesentlicher Aspekt makroregionaler Strategien ist die 
Kooperation mit jenen Staaten, die (noch) nicht Mitglieder 
der EU sind. Mit dem (geopolitischen) Streben nach einer 
immer größeren EU (Wider vs. Deeper Union) ergaben sich 
auch immer größere Herausforderungen, diese neuen Mit-

gliedstaaten zu integrieren � Rumänien und Bulgarien unter-
liegen etwa noch immer dem Mechanismus für Kooperation 
und Veri�kation, der die Rechtsstaatlichkeit in den neuen 
Mitgliedstaaten verbessern soll.
Bezüglich der Kooperation mit Drittstaaten kann sich die 
vermeintliche Schwäche der Makroregionen � ihr vergleichs-
weise informeller Charakter ohne neue Gesetze, Institutio-
nen und Gelder � allerdings als Stärke erweisen, da � mit der 
Ausnahme der EUSBSR � die Nicht-Mitgliedstaaten auf Au-
genhöhe mit den Mitgliedstaaten kooperieren können. Dies 
gilt nicht nur für die Schweiz und Liechtenstein in der EUS-
ALP, sondern auch für die Länder des Westbalkans, die Re-
publik Moldau und jene vier Oblaste der Ukraine, die an der 
EUSDR bzw. EUSAIR teilnehmen. In der Ostseestrategie 
gestaltet sich die Lage etwas anders, da Belarus, Russland 
und Norwegen nur bedingt partizipieren, allerdings stark in 
die oben erwähnten regionalen internationalen Organisatio-
nen eingebunden sind � nicht zuletzt sind die Wurzeln der 
Ostseestrategie teils auch in der Geopolitik und mithin in 
der Kooperation mit Drittstaaten, vor allem mit Russland, 
zu verorten. Russland seinerseits hat sich im Ostseeraum al-
lerdings einer sogenannten �Nordwest�-Strategie verschrie-
ben, auf die sich die grenzüberschreitenden EU-Programme, 
an denen Russland partizipiert, zusätzlich zur EUSBSR be-
ziehen.

Mehr über die Aktivitäten sowie Studien und Arbeitspapiere  
des Interact-Programms zu makroregionalen Strategien �nden Sie  
unter folgendem Link: 
http://interact-eu.net/library?title=&�eld_�elds_of_expertise_tid=33

Multifunktionelles Schiff beim Reinigen der Ostsee
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EU-Alpenstrategie 

zukunft.gemeinsam.gestalten. �  
Im Interesse der Alpen!
Die Alpen sind Lebens- und Wirtschaftsraum für 80 Millionen Menschen.  
Die EU-Alpenstrategie bietet die Möglichkeit, diesen Raum gemeinsam zu gestalten.  
Im Jahr 2018 hat Tirol den Vorsitz inne.
Melanie Plangger, Abteilung Südtirol, Europaregion und Außenbeziehungen, Land Tirol

Wussten Sie, dass das erste hölzerne Rad der Welt im 
Alpenraum gefunden wurde? Es wurde vor 5.200 
Jahren in Slowenien entwickelt. Das �Kolo-Rad� 

verknüpft wirtschaftlichen Fortschritt mit den von der Natur 
gescha�enen Ressourcen und verkörpert damit die Beson-
derheiten des Alpenraumes. Es ist ein tre�endes Symbol der 
EU-Alpenstrategie, der jüngsten im Bunde der makroregio-
nalen Strategien. 

Eine Strategie für den Alpenraum
Der Alpenraum zeichnet sich durch einzigartige geogra�sche 
und natürliche Merkmale aus. So konzentrieren sich Handel, 
Gewerbe und Industrie in den Hauptsiedlungsräumen der 
Alpenrandlagen sowie in den großen Alpentälern entlang der 
großen Verkehrsachsen, während der ländliche Siedlungs-
raum weitläu�g und dünn besiedelt ist. Über 40 Prozent der 
Alpen�äche sind nicht ständig oder gar nicht besiedelt. Diese 
Merkmale bedingen es, dass einige der Herausforderungen 
des 21. Jahrhunderts im Alpenraum in besonderer Weise aus-
geprägt sind.
Die wirtschaftliche Globalisierung erfordert eine nachhaltige 
und gleichbleibend hohe Wettbewerbsfähigkeit und Innovati-
onskraft der Region. Zugleich führt der demogra�sche Wan-
del zur Überalterung der Gesellschaft und zur Abwanderung 
hochwertiger Arbeitskräfte aus Teilen des Alpenraums. Der 
weltweite Klimawandel zeigt bereits konkrete Auswirkungen 
auf Umwelt, Biodiversität und Lebensbedingungen der Be-
wohnerInnen. Der Alpenraum als Transitregion im Herzen 
Europas erfordert zudem aufgrund seiner geogra�schen Be-
sonderheiten und den damit verbundenen Auswirkungen auf 
Mensch und Umwelt nachhaltige und gemeinsam getragene 
Verkehrskonzepte. Schließlich ist der Alpenraum auch als 
einzigartiger Natur- und Kulturraum zu erhalten. 
Die EU-Alpenstrategie bietet die Chance, diese besonderen 
Herausforderungen des Alpenraumes mit innovativen Initia-
tiven zu bewältigen. Dazu vereint sie sieben Staaten 
(Deutschland, Frankreich, Italien, Österreich, Slowenien, 

Schweiz und Liechtenstein) und 48 Regionen. �ematisch 
konzentriert sich die EU-Alpenstrategie auf die drei Schwer-
punkte Wettbewerbsfähigkeit und Innovation, umwelt-
freundliche Mobilität und Anbindung sowie nachhaltige Be-
wirtschaftung von Energie-, Natur- und Kulturressourcen. 
Die teilnehmenden Staaten und Regionen sowie die EU 
stimmen sich in neun thematischen Aktionsgruppen ab und 
entwickeln konkrete Projekte. Zusätzlich widmen sie sich 
dem bereichsübergreifenden Ziel der Governance. 

Tiroler Vorsitz 2018
Im Rahmen der Auftaktveranstaltung Anfang Februar über-
nahm Tirols Landeshauptmann Günther Platter das �Kolo-
Rad� und damit o�ziell den Vorsitz der EU-Alpenstrategie 
von Bayern, das im Jahr 2017 den Vorsitz geführte hatte. Die 
anwesenden PolitikerInnen, allen voran Bundespräsident Ale-
xander van der Bellen und Bundeskanzler Sebastian Kurz, 
lobten die Alpenstrategie als Zukunftsmodell für die europäi-
sche Integration und unterstrichen das Potenzial der Strate-
gie, das weit über den Alpenraum hinausreicht. 
Der Vorsitz Tirols steht dementsprechend auch unter dem 
Motto zukunft.gemeinsam.gestalten. � Im Interesse der Al-
pen! Damit kommt zum Ausdruck, dass Kooperation der 
Schlüssel zur Gestaltung der Zukunft ist. Tirol möchte mit 
seinem Vorsitz zugleich Synergien mit bestehenden Initiati-
ven in der Alpenregion fördern. Österreich hat im Jahr 2018 
den Vorsitz in der Alpenkonvention und im EU-Interreg-Al-
penraumprogramm inne. In der zweiten Jahreshälfte 2018 
übernimmt Österreich den EU-Ratsvorsitz. 
Schwerpunktthemen des Tiroler Vorsitzes sind Mobilität, Ar-
beitsmarkt, natürliche Ressourcen, Naturgefahren und Ener-
gie. Dabei stehen unter anderem die Verkehrsverlagerung von 
der Straße auf die Schiene und die Entwicklung einer alpen-
weiten Reiseinformationsplattform für ö�entliche Verkehrs-
mittel sowie die duale Ausbildung und die Integration von 
MigrantInnen in den Arbeitsmarkt im Mittelpunkt. Weitere 
Aktivitäten beschäftigen sich mit der �ächensparenden 
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Westbalkanstrategie

Im Westbalkan viel Neues!
Es bewegt sich wieder etwas im Westbalkan: Nach Jahren fehlenden Ansporns geht es mit 
besonderer Anstrengung auf den Weg in die EU.
Franz Schausberger, Vorsitzender des Instituts der Regionen Europas

Am 6. Februar 2018 präsentierte die Europäische Kom-
mission eine umfassende Westbalkan-Strategie, die 
den betro�enen sechs Ländern wieder eine Perspek-

tive geben soll, die sich am Jahr 2025 orientiert. Allerdings 
ist das Jahr 2025 weder ein festgelegtes Beitrittsdatum noch 
eine Zielvorgabe, sondern nur ein möglicher Zeithorizont. 
Sowohl die bulgarische als auch die folgende österreichische 
EU-Präsidentschaft haben erklärt, sich besonders um die An-
näherung der Westbalkan-Staaten an die EU annehmen zu 
wollen. 

Erste Schritte
Die Länder des Westbalkans müssen bereit sein, das Erbe der 
Vergangenheit zu überwinden, indem sie � zeitlich vor 
einem Beitritt � Aussöhnung erreichen und o�ene Fragen 
untereinander lösen. 
O�ziell wollen alle sechs Länder letztendlich in die EU auf-
genommen werden. Bei manchen ihrer politischen Reprä-
sentanten beginnt man allerdings an ihrer Ernsthaftigkeit zu 
zweifeln, wenn man erkennt, wie tief sie in Korruption, Kri-
minalität, Drogenhandel, obskure Geschäfte etc. verwickelt 
sind. 

Trotzdem gibt es immer wieder Neues und Positives zu be-
richten. Dass es im abgelaufenen Jahr mehrmals � zuletzt in 
Triest � möglich war, alle sechs Regierungschefs an den Kon-
ferenztisch zu bringen, ist keinesfalls selbstverständlich. Die 
erreichte Einigung auf die Scha�ung eines gemeinsamen 
Wirtschaftsraumes könnte ein erster wichtiger Schritt zur 
ökonomischen Integration sein. 
Welche Perspektive bietet die neue Erweiterungsstrategie der 
EU für die Westbalkanstaaten im besten Fall? 

„Frontrunner“ Serbien und Montenegro
Die Verhandlungen mit Serbien und Montenegro sind schon 
recht weit gediehen. Diese beiden Länder gehören zu den 
�Frontrunnern� im EU-Integrationsprozess, wiewohl es im 
Bereich der Demokratie und Medienfreiheit noch gewaltige 
Mängel gibt. Wenn sie es scha�en, echte und nachhaltige 
Reformen durchzuführen und vor allem Serbien ein umfas-
sendes, rechtsverbindliches Abkommen für die Normalisie-
rung der Beziehungen mit dem Kosovo zustande bringt, 
könnte 2025 eine Mitgliedschaft winken. Dass sich Serbiens 
Präsident Vu�i� von den jüngsten Vorkommnissen im Ko-
sovo nicht wirklich provozieren ließ, ist ein gutes Zeichen 
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Donauraum-Strategie

Gemeinsam wachsen �  
heißt zusammenwachsen 
Die Europäische Strategie für den Donauraum (EUSDR) stimuliert Prosperität und bringt 
Menschen zusammen entlang des internationalsten Flusses der Welt.
Rudolf Schicker, Koordinator Schwerpunktbereich 10

Die Donau ist der längste Fluss der Europäischen 
Union und verbindet Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union mit Staaten, die der Union beitreten 

oder in gut nachbarschaftlichen Beziehungen mit der Union 
stehen wollen. Vom Schwarzwald zum Schwarzen Meer pas-
siert die Donau zehn Staaten, der Einzugsbereich umfasst 
Gebiete aus 19 Staaten. 

Die europäische Strategie für den Donauraum
14 dieser Staaten1 haben sich zur Europäischen Strategie für 
den Donauraum2 zusammengefunden. In diesem Großraum 
leben mehr als 110 Millionen Menschen, die zwölf Sprachen 
autochthon sprechen und unterschiedliche Religionen und Al-
phabete haben. Die Diversität ist das Besondere an dieser 
Donauregion und unterscheidet den Strom deutlich vom Ein-
zugsgebiet des anderen großen Flusses der EU, dem Rhein. 
Vor allem aber unterscheiden sich die Staaten in ihren histori-
schen Erfahrungen und in ihrer Wirtschaftskraft: Zwölf der 
14 Staaten waren länger als 40 Jahre einem kommunistischen 
Regime unterworfen, das ehemalige Jugoslawien zer�el nach 
schmerzhaften und brutalen Kriegen. Die Wunden sind auch 
nach 25 Jahren noch nicht geheilt. 
Die Wirtschaftskrise 2008/09 hat die Transformation der Wirt-
schaftssysteme deutlich verlangsamt. Der Aufholprozess 
gegenüber Westeuropa kommt erst jetzt wieder in Gang. Die 
wirtschaftliche Dynamik ist in die Makroregion zurückgekehrt, 
die Unterschiede in Entwicklungsstand, Einkommen und 
gesellschaftlicher Organisation sind enorm. Daraus resultiert 
Arbeitsmigration, die zu Bevölkerungsrückgang in manchen 
Staaten und � noch problematischer � zum Zerreißen von 
Familien, zu Skype-Mamas und Großeltern-Kindern führt.
Die Region gemeinsam zum Wachsen zu bringen und den 
Aufholprozess der ehemals kommunistischen Staaten zu be-
schleunigen, mithin den Menschen in der gesamten großen 
Region hohe Lebensqualität, Prosperität und eine friedliche 
Entwicklung zu garantieren, ist das Ziel der Europäischen 
Strategie. Die Makroregion hat hohes Potenzial in ihrer 
Landschaft, vielfältigen Kultur und ihren BewohnerInnen.

Der Aktionsplan
Die Strategie wurde 2011 vom Europäischen Rat ins Leben 
gerufen und in einem gemeinsamen Aktionsplan die strategi-
schen Aufgaben in vier Säulen zusammengefasst: 

A	 Die Region verbinden
B	 Die Umwelt schützen
C	 Den Wohlstand aufbauen
D	 Die Region stärken

Jede der Säulen umfasst mehrere Schwerpunkte, sogenannte 
Prioritätsbereiche, die als besonders wichtig für das gemein-
same Wachsen der Makroregion erachtet wurden:

Säule A � Die Region verbinden � befasst sich in vier Prioritäts-
bereichen mit Mobilität, mit der Donau als Wasserstraße, aber 
auch mit den anderen Verkehrs-Modi, der Nutzung nachhalti-
ger Energieträger sowie Tourismus und Kultur.
Säule B � Die Umwelt schützen � hat als Prioritäten die Wie-
derherstellung und Sicherung der Wasserqualität im Do-
naubecken, das Management von Umweltrisiken und die Er-
haltung der Biodiversität und der Qualität von Luft und Bo-
den.
Säule C � Den Wohlstand aufbauen � beschäftigt sich mit 
der Entwicklung der Wissensgesellschaft, der Kooperation 
der Universitäten und dem Aufbau von gemeinsamen For-
schungsschwerpunkten, die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen soll gefördert werden. Qualität der Bildung, Ausbil-
dung und Quali�kation generell und für den Arbeitsmarkt 
sind ebenfalls Gegenstand dieser Säule.
Säule D � Die Region stärken � widmet sich der Verbesse-
rung der Institutionen und deren Zusammenarbeit sowie der 
Förderung der Sicherheit, der Bekämpfung von Kriminalität 
und im Besonderen der Korruption.

Die Umsetzung des Aktionsplans selbst symbolisiert schon 
die Zusammengehörigkeit der Donauregion: Jeweils zwei 
Mitgliedstaaten arbeiten zusammen an einem Prioritäts
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